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W;ss. Assistent Dr. Mattin Ibler, Gouingen 

Kann der Widerruf eines Verwaltungsakts wider­
rufen werden? 

I.	 Einleitung 
..End lid; ist es im Grunde der Widerwille des menschlichen 

Geistes gegen doppelte Verucinungcn, der zur Unzulässigkelt 
eines Widerrufs des Widerrufs führt. Denn es wäre nicht einzuse­
hen, warum dann nicht auch der Widerruf des Widerrufs des 
Widerrufs möglich sein sollte und so fort bis zur völligen Verwir­
rung." So einprägsam hat Walterjel/;/Iek in seinem 1928 erschie­
ncncu Verwaltungsrecht unsere Frage beantwortet, und bis heure 
bceinflußt er damit den Meinungsstand'. Die Unzulässigkeir, ei ­
nen Widerruf zu widerrufen, wurde zudem mit dessen gestalten­
der Wirkung begründet. Sei die Gestaltung eingetreten und der 
Widcrruf unanfechtbar, gebe es keinen Widerrufsverwaltungsakt 
mehr, der widerrufen werden könne/. Lange Zeit halle man bei 
der Aufhebung von Verwaltungsakten nicht deutlich zwischen 
Rücknahme und Widerruf differenziert oder um unterschiedliche 
Klassifizierungsmerkmale gestritten). In den Verwalrungsverfah­
rcnsgcsetzcu und in spezialgesetzlichen Bestimmungen hat der 
Gesetzgeber Rücknahme und Widerruf präzisiert und sysremari­
siert". Heute sind die Antworten darauf, ob und wann die Aufhe­
bung eines Verwaltungsakts wieder aufgehoben werden darf, 
entsprechend differenziert. 

11. Rücknahme einer Rücknahme oder eines Widerrufs 
Ein Beispiel: Die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte hatte 

einem Angestellten durch ..Vormerkungsbescheid" eine Ersatzzeit 
zur Berechnung seiner Renrenanwarrschafien anerkannt. Diesen Be­
scheid nahm sie später zurück, weil er rechtswidrig gewesen sei. 
I Jann aber erweist sich diese Annahme als falsch. Darf die Rücknah­
nie nun ihrerseits zurückgenommen werden, so daß der ursprüngli ­
che Verwaltungsakt rückwirkend auflebt;? 

Rücknahme und Widerruf sind selbst Verwalrungsakre", Sind 
sie rechtswidrig, ist anerkannt, daß sie unter den Vorausserzun­
gcn des § 48 VwVfG (oder vorrangiger spezialgesetzlicher Rück­
nah me vorschrifren, hier §§ 44, 455GB' X) zurückgenommen 
werden können 7. Es bedürfe auch hier dieses im Sinne der Ge­
setzmäßigkeit bestehenden Korrekrurmirtels". Der allseits einge­
räumten Gefahr drohender Verwirrung könne die Ermessensaus­
übung bei der neuerlichen Rücknahme Rechnung tragen". Die 
enrgcgcnstehende Begründung, die auf die Gestaltungswirkung 
des aufhebenden Verwaltungsakts verweist, wird zwar nicht aus­
drücklich entkräftet, isr aber überholt: 

Die Rücknahme (gleiches gilt für den Widerruf) ..gestaltet", 
denn sie beseitigt einen Verwaltungsakt und das durch diesen 

I) .Jrllillrk, VerwR, 1928, § 11 IV 3a, S. 273, ebenso die 3. Auf!. (1931), 
S. 2H I f.; ausdrücklich auf .Jrllillrk bezugnehmend z. B. Maurtr, AUg. 
Vcr\\'I~, 7. Aull. (I9<)(), § 11 Rdnr. 20 und SldkellS-Sadrs, in: Stelh'IU­
8""k·L"O"I,.,,JI, VwVfC, 3. Autl. (19'JO), § 48 Rdnr. 173; allg, zur Unzu­
lässigkeir des Widerrufs eines Widerrufs vgl, FOnllll)ff, VerwR, I, 10. Auf!. 
(1973), § 13 2e, S. 271; aVG MüllSle" aVGE 38,69 (70f.). 

2) Vgl. aVG Miimle,. aVGE 14, 11 (13) = VerwRspr 13 NI. 7, S. 26 
(27); I 'CH Mal/"Ilrim, VerwRspr 13 NI. 181, S. 616 (617 - Argumenta­
tion gegen Widerruf und gegen Rücknahme einer Aufhebungsverfügung): 
vgl. auch W"W:Bacl,of, VerwR I, 9. Auf!. (1974), § 53 IV g 3, S. 459 und 
8J1rr ...C, DVBI 1973,861 (863). 

3) VI::I. die Übersicht bei AcI".,b.rg. Allg. VerwR, 2. Auf!. (1986), § 23 
Rdnr.45. 

4) Im folgenden wird das Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes zi­
tiert, die Länder haben entsprechende Regelungen; spezialgesetzliche Be­
stimmungen folgen denselben Prinzipien. 

5) Vgl. RSGE 58, 49ff. 
6) Unsrr., vgl. H. Meytr, in: Mq.,·Borgs, VwVfC, 2. Auf!. (1982), 

§ 49 Rdnr. 7. 
7) I 'CH ,\I.IIIIII,,'jlll, NVwZ 19')2, 1114 (HIS) = VßlBW 1991, 182; vgl. 

auch urn. nsuu 11 1985, 562 (564) = NVwZ 1986, 792 l; Maurer (0. 
Fulln. I). § 11 Rdnr. 20; K1a,'pslrill, in: Klla{k, VwVfG, 3. Auf!. (1989), 
§ 4H Rdnr. 5. § 4<) Rdnr. 4; K"pp, VwVfG, 5. Anf!. (1991), § 48 Rdnr. 2; 
(11..·Llllbillg,·r, Vcrwahungsvcrfabrensft, 3. Auf!. (1'J86), S.462; zur 
Rcchrslage vor dem Verwaltungsverfahrensgesetz schon Wo!ff.Ba{Ilof (0. 
Fußu. 2), § 5J V h 2. S. 4(,7 und § 531V g 3, S. 459. 

H) Sldhw·Sadu (0. Fußn. I), § 48 Rdnr. 173.
 
9) S,dk..w-S.ulu (0. Fußn. I), § 48 Rdnr. 173.
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geschaffene Rechtsverhältnis. ohne daß es weiteren Vollzugs be­
darf. Die älteren Stellungnahmen, die hieraus folgerten, eine Be­
hörde könne eine Aufhebung nicht wieder aufheben 10. fügten 
regelmäßig einschränkend hinzu, die "rechtskräftige" (nach heu­
tiger Tcrnunologic: unanfechtbare) Aufllehullg könne nicht auf­
gdtoben werden!'. Sei ein Verwaltungsakt uuanfcchtbar besei­
tigt. habe sich die Aufhebung ihrerseits "erschöpft" und sei eben­
[111s gcgcnstandslosf/. Aus einem "rechtlichen Nichts" könne der 
ursprüngliche Verwaltungsakt durch neuerliche Aufhebung 
.mich; wieder ins Leben gerufen werden"!'. Diese Vorstellungen 

1wirken unter dem Verwaltungsverfahrensgesetz filtt I4 
. \ sind 

mit ihm aber unvereinbar. Die §§ 48. 41) VwV/t; betonen. dall 
ein Verwaltungsakt auch dann aufgehoben werden kann, wenn 
er unanfechtbar ist; dies schließt gestaltende Verwaltungsakte 
ein I". Man mag einwenden, daß immerhin die Existenz eines 
Verwaltungsakts vorausgesetzt werde. Daran könnte es fehlen, 
sobald der Aufhebungsverwaltungsakt "sich erschöpft". Heißt 
dies - im Sprachgebrauch des § 4311 VwVfG -, er habe sich "auf 
andere Weise erledigt" und sei deshalb unwirksam? Die Gestal­
tung, die die Aufhebung herbeiführt, wird regelmäßig!' schon 
mit Bekanntgabe des aufhebenden Verwaltungsakts wirksam, 
§ 43 r VwVfG. Das allein erledigt den Aufhebungsverwaltungs­
akt aber nicht, sonst wäre er nicht einmal anfechtbar. Erst die 
Unanfechtbarkeit "erschöpfe" Rücknahme oder Widerru11M 

• Sie 
aber steht einer Aufhebung gerade nicht entgegen, §§ 4R I, 49 I 
VwVfG. Ob es sinnvoll ist, unter den Voraussetzungen dieser 
Bestimmungen einen gestaltenden Verwaltungsakt aufzuheben, 
ist dann Ermessensfrage". 

Das Verwaltungsverfahrensgesetz erlaubt auch, einen durch 
Rücknahme oder Widerruf weggefallenen Verwaltungsakt durch 
neuerliche Aufhebung "ins Leben zurückzurufen". Wird ein Ver­
waltungsakt cx tune zurückgcnonunen, gilt die vor seinem Erlaß 
bestehende Rechtslage weiter'", Zwar war der aufgehobene Ver­
waltungsakt eine Zeitlang wirksam, zwischen seiner Bekanntga­
be (§ 43 I1 VwVfG) und seiner Aufhebung (§ 4311 VwVfGf', 
doch wird das Gegenteil fingierr", Entsprechend fingiert2J die cx 
tune wirkende Rücknahme einer Rücknahme oder eines Wider­
rufs, die erste Aufhebung habe nie existiert: der ursprüngliche 
Verwaltungsakt. den sie wirksam beseitigte, .Jcbt rückwirkend 
auf,24. 

Im obigen Beispiel rechtfertigt das Gcsetzmäßigkcitsprmzip, 
die Aufhebung des ursprünglichen Vorrnerkungsbcschcids rück­
wirkend zu beseitigen. Wie jedoch ist es, wenn der ursprüngliche 
Bescheid tatsächlich rechtswidrig war, darüber hinaus aber auch 
seine Rücknahme, etwa, weil sie nach Ablauf der Rücknahme­
frist erfolgte: Darf auch sie zurückgenommen werden mit der 
Konsequenz, daß ein rechtswidriger Verwaltungsakt wieder auf­
lebt? Die Rücknahmefristen dienen dem gesetzlich ausgestalteten 
Vertrauensschutz auf den Bestand eines begünstigenden Verwal­
tungsakts. auch wenn er rechtswidrig ist. Gesetzmäßigkeit und 
Vertrauensschutz erlauben auch hier eine zweite Aufhebung.". 

Auf die Rücknahme eines Widerrufs oder einer Rücknahme 
sind die Rücknahmebestimmungen danach anzuwenden. 

III. Widerruf eines Widerrufs 
Einhellig ausgeschlossen wird heute dagegen noch immer, den 

Widerruf eines Verwaltungsakts nach § 49 VwVfG ZII widcrru­
fen". Der Rechtsklarheit wegen seien die Möglichkeiten, die 
Aufhebung eines Verwaltungsakts aufzuheben, so cinzuschrän­
kcn, daß der Widerruf eines Widerrufs nicht erlaubt sei. Oie nä­
here Begründung lautet regelmäßig. daß die Behörde. wolle sie 
einen widerrufenen Verwaltungsakt doch haben, ihn erneut er­
lassen könne:". 

1. Widenu] eines beJ!iinstigenden Jl'idarrys 

Ein Beispiel: Zwei Störer verursachen eine polizeiliche Gefahr. Die 
Behörde entschließt sich ermessensfehlerfrei zum Einschreiten. Ihr 
Auswahlermessen zwischen den Störern übt sie rechtmäßig aus, in­
dem sie dem Störer I aufgibt, die Gefahr zu beseitigen. Der Verwal­
tungsakt wird unanfechtbar. Später bittet Störer I die Behörde, seine 
Inanspruchnahme aus Zweckmäßigkeitsgründen noch einmal zu 
überdenken und nicht ihn, sondern den Störer 2 heranzuziehen. Die 
Behörde widerruft daraufhin die an Störer I gerichtete Verfiigung 
und nimmt statt dessen, ebenfalls rechtmäßig, Störer 2 in Anspruch. 
Anschließend überlegt sie sich noch einmal, daß es zweckdielllichn 
gewesl'll wäre, beiden Veralllwortlichen die Störungsbeseitigung 

fit/er, K'I'III der J1!idem~leilles Verll'all,mgsakls Il'idernife/l werden? 

aufzugeben. Darf sie den Störer 1 erneut heranziehen? - Die auch 
vom Störcr I verursachte Gefahr besteht nach wie vor, der Tatbe­
stand der polizeilichen Ermächtigung für die Inanspruchnahme des 
Störcrs I ist weiterhin erfüllt. Anders liegt es, wenn § 49 VwVfG 
anzuwenden ist: Der Wi,krruf der ursprünglichen Inanspruchnahme­
vcrfügung begünstigte Störer I. Für diesen Aufhebungsverwaltungs­
akt seinerseits greift kein Widerrufstatbestand des § 4'111 Nr. 1-5 
VwVfG ein. Ein zweiter Widerruf, der die ursprüngliche Beseiti­
gungsanordnung gegen Störcr I ex nunc in Kraft setzte, schiede aus. 

Hier läßt es sieh nicht rechtfertigen, wegen der These, ein 
Widerruf könne nicht widerrufen werden, § 49 VwVfG außer 
acht 7U lassen. Die Wirkllngm eines Widerruf~ verbieten einen 
zweiten Widerruf nicht. Oie Gestaltungswirkung des ersten Wi­
derrufs steht einem zweiten ebensowenig wie einer erneuten 
Rücknahme entgegen (oben 11). Oie ex-nunc-Wirkung eines Wi­
derrufs hindert ebenfalls nicht, Nach § 491,11 VwVfG wird "mit 
Wirkung fiir die Zukunft" widerrufen. Die Rechtslage, wie sie 
vor dem ersten Widerruf bestand, soll nach dem zweiten erneut 
bestehen: Auch beim Widerruf des Widerrufs lebt der ursprüngli ­
che Verwaltungsakt auf. Freilich deckt sich diese Fiktion nicht 
mit der bei cx tune wirkender Rücknahme (oder der bei Aufhe­
bung im Rcchtsbchclfsvcrfahrcn): Dort wird so getan. als habe 
der aufgdlObene Verwaltungsakt zu keiner Zeit existiert. Hier 
dagegen wird akzeptiert, daß der erste Widerruf bis zum zweiten 
Widerruf wirksam ist (vgl. §§ 43 H, 4911I VwVfG). Oie ex­
nunc-Wirkuug unterscheidet die Aufhebung durch Widerrufaber 
nicht maßgebend von der durch Rücknahme, sondern modifi ­
ziert unwesentlich: Sie begrenzt die Fiktion zeitlich; dies ist keine 
Eigenart des Widerrufs214 

, sondern auch bei der Rücknahme mög­
lich (§ 4R I1 VwVfG). Erfolgt die (heute anerkannte) Rücknah­
me einer Rücknahme einmal ex nunc, wird die erste Aufhebung 
ebenfalls bis zur zweiten akzeptiert. 

Im Beispielsfall trägt die Begründung, der Hechtsklarheit we­
gen sei § 49 VwVfG auf den zweiten Widerruf nicht anzuwen­
den, ebensowenig. Ein Verzicht darauf, § 49 VwVfG anzuwen­

10) PrO I'GE 11, 39]; \'gl. auch PrOFCE 19. 375 (382); 39, 355 (.163); 
73. 3211, (3]1): n,,)'I'CH, VerwRspr Ud. 5 Nr. 139. S. (H8 (651 f.); vgl, 
ferner die Nachw. in Fußn. 2; offengelassen von avc MÜllS1fT, aVCE 
311, (,9 (70f.). 

11) n,,)'I'CH VerwRspr Ud. 5 Nr. 139, S.648 (652); orc Mimster. 
OI'GE 14. 11 (13) = Verwftspr Ud. 13 Nr. 7, S. 26 (27); vgl, auch Wo!ff­
B.ullOf(0. Fußn.2). § 531V g 3, S. 459. 

12) I'CH "'''"11/,e;/II, VerwRspr na. 13 Nr. 181, S. 616 (617). 
13) OI'C Mii/lSler, or 'CE 14, 11 (13) = VerwRspr Ud. 13 Nr. 7. S. 26 

(27). 
I~) Vgl. die Nachweise bei OI'C Münster, aVCE 38,69 (70f.). 
15) Wohl auch in der Ansicht. ein zweiter Widerruf sei nur ausnahms­

weise miiglich, sol.nge die Gelruug des ersten Widerrufs noch nicht ein­
getreten sei, etwa weil er mit aufschiebender Wirkung angefochten sei. 
vgl. 11."'r)'er (0. Fulln. (,), § ~') Rdnr. 7. 

16) Slclkells-S,ullS (0. Fußn. I). § 4!1 Rdnr. 62 und § 49 Rdnr. 22,jeweils 
mit w. Nachw. 

17) Soweit der Widerruf nicht ausnahmsweise aufschiebend befristet 
oder bedingt ist. 

18) Vgl. die Nachw. in Fußn. 11. 
I')~ Vgl. Sll'Ik.."s-S,ullS (0. Fußn. I) § ~9 Rdnr, 22 m. w. Nachw. 
20) Zur vergleichbaren Situation bei der Aufllebung im Rechtsbehelfs­

verfahren vg]. K"I'I', VwGO, 8. Aufl. (1'.189). § 113 Rdnr. 5. 
21) Einige Autoren begrenzen die Wirksamkeit auf die Zeit zwischen 

Erlaß des Verwaltungsakts und des Eintritts der aufschiebenden Wirkung 
des Rechtsbehelfs. vgl. die Nachw, bei Kopp (0. Fußn. 20). § 80 Rdnrn. 
15f. 

22) Entsprechendes geschieht bei der Aufhebung eines Verwaltungs­
akts im Rerhrsbchclfsvcrfahrcn. 

2]) 1I""ff-nacl"'f (0. Fußn. 2). § 53 V h 2. S. ~1i7. 

2~) KI"/'I'sll'ill (0. Fußn. 7), § 48 Rdnr. 5 m. w. Nachw.; a. A. Stelkms, 
in: S'elkfll,-IJ,,,,k-tel,,,/,,,rdl, VwVfG, 2. Aufl. (1983), § 48 Rdnr. 51. Ent­
sprechendes geschieht bei der Aufhebung einer Rücknahme oder eines 
Widerrufs im Rechtsbehelfsverfahren. vgl, VGH "'Iallll/.eim, NVwZ 
1')<)2,	 IH~ (r. Sp.) m. Nachw, = VIlIßW 1'J9I, 1112. 

25) Vgl. nSGE 58, 49fT. 
26) Vgl. "'""rer (0. Fußn. I), § 11 Rdnr. 20 (a. E.); möglicherweise 

a. A.	 Kla,'pJleill (0. Fußn. 7), § 49 Rdnr. 4 i. V. mit Rdnr. 5. 
27) H. lpsen, Widerruf gültiger Verwaltungsakte. 1932. S. 22; Jel/illelt 

(0. Fußn. 1), 3. Aufl .. S.2l!2; Jl'o!ff-8dcl'Clf (0. Fußn. 2), § 531V g 3, 
S. ~59; M""er (0. Fußn. I). § 11 Rdnr. 20 (a. E.); vgl. auch Slellttlts-S"dlS 
(0. FlIßn. I). § 4RRdnr. 173: "gi. ferner BFeru'G. DVßlI973, 861 (863). 

2H) Vgl. z.lI. § ~~J BI 10; ZUIII RegE, der für § 49 auch die ex-tunc­
Wirkung "nrsieht. ,,~1. S"·/h,,,-S,ldlS (0. Fußn. I), § 49 RdnrJI. 72fT. 
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Ibler, Kann der Widerruf eines Verwaltungsakts widerruff'1l werden? 

den, widerspräche dem Gesetzeszweck. Soweit die Vorschrift 
eine gesetzmäßige Verwaltung sichern will, mag diesem Zweck 
zwar auch beim Neuerlaß des ursprünglichen Verwaltungsakts 
genügt werden können. § 49 II soll aber außerdem in gen au be­
stimmtem Maß das Interesse am Fortbestand eines rechtmäßigen 
begünstigenden VA, hier des erste Widerrufs, schützen. Nur in 
den in Absatz 2 Satz 1 Nr. 1-5 genannten Fällen und nur inner­
halb der Jahresfrist des Satzes 2 darf widerrufen werden. Es wäre 
verfehlt, den Bestandsschutz unabhängig von dieser gesetzlichen 
Vorgabe einem behördlichen Ermessen beim Neuerlaß zu über­
antworten. § 49 II will den Bestand stärker sichern, als es bei der 
Ermessensausübung möglich ist: Die Widerrufstatbestände sind 
gerichtlich voll überprüfbar. bloße Ermessenskontrolle ist 
schwächer (vgl. § 114 VwGO). Die erlaubte Annahme, der ur­
sprüngliche Verwaltungsakt lebe durch Widerruf des Widerrufs 
erneut auf, wird hier durch § 49 1I VwVfG geboten; ein bloßer 
NeuerIaB des ursprünglichen Verwaltungsakts wäre in diesem 
Fall unzulässig. 

2. Widerrufeines belastenden Widerrufs 

Ein Beispiel: Die Baubehörde erteilte dem A rechtmäßig eine Bau­
genehmigung, in der sie die Befreiung von einer zwingenden Vor­
schrift bewilligte, z. B. gern. § 86 NdsBauO (Baudispens). Dann wi­
derrief sie die Genehmigung. Später widerruft sie den Widerruf. ­
Hier gibt es kein schutzwürdiges Bestandsinteresse des A an dem 
belastenden ersten Widerruf. Nach § 491 VwVfG liegt der Widerruf 
eines belastenden Verwaltungsakts im behördlichen Ermessen. Da 
auch die Befreiung im Ermessen steht, stellt § 49 VwVfG keine wei­
tergehenden Rechtmäßigkeirsanforderungen auf. bezweckt auch kei­
nen Vertrauensschutz. Ein Widerruf dieses belastenden Widerrufs ist 
hier nicht notwendig. Schwieriger ist die Frage, ob er unzulässig 
wäre. 

Ist ein rechtmäßig begünstigender Verwaltungsakt durch 
rechtmäßigen Widerrufbeseitigt, verlangt das Gesetzmäßigkeits­
prinzip eine erneute Aufhebung grundsätzlich nicht, schließt den 
zweiten Widerruf aber auch nicht aus. Dagegen wäre es beein­
trächtigt, wenn durch den Widerruf eines Widerrufs eine zu die­
sem Zeitpunkt rechtswidrige Lage geschaffen würde. Ein Ver­
waltungsakt, der durch den zweiten Widerruf auflebt, muß des­
halb allen materiell rechtlichen Anforderungen genügen, auch de­
nen, die die Ermächtigungsgrundlage für den ursprünglichen 
Verwaltungsakt aufstellr", Insoweit wäre der Widerruf eines be­
lastenden Widerrufs entbehrlich, aber nicht unzulässig. 

Wie ist es aber im folgenden Fall: Die Behörde erteilte dem A 
antragsgemäß eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung, 
die sie später widerrief. weil A eine Auflage nicht fristgerecht 
erfüllte (§ 21 I Nr. 2 BImSchG). Kommt A der Auflage nun doch 
noch nach, darf der belastende Widerruf dann seinerseits unter 
den Voraussetzungen des § 49 I VwVfG widerrufen werden mit 
der Folge, daß die Genehmigung für die Zukunft wieder gilt? 
Bedenken bestehen, weil für die Neuerreilung der Genehmigung 
ein besonderes Verwaltungsverfahren vorgesehen ist (§ 10 
BImSchG), während das Verfahren zum Widerruf sich nach § 9 
VwVfG richter-lO. Umginge hier ein zweiter Widerrufunzulässi­
gerweise besondere Verfahrensvorschriften? Ein zweiter Wider­
ruf nach § 491 VwVfG ist allerdings nicht gleichbedeutend mit 
einer Genehmigung ohne vorgeschriebenes Verwaltungsverfah­
ren. Immerhin hatte die ursprüngliche Genehmigung, die der 
erste Widerruf aufhob und die ein zweiter Widerruf aufleben lie­
ße, das besondere Verwaltungsverfahren durchlaufen. Liegt etwa 
das Verfahren für die ursprüngliche Genehmigung nur kurz zu­
rück und sind neue Erkenntnisse von einem zweiten besonderen 
Verfahren nicht zu erwarten, kann es etTektiver Verwaltung wi­
dersprechen, ein solches stets durchzuführerr". AhnIich liegt es, 
wenn zwischen Widerrufder Genehmigung und (verspäteter) Er­
füllung der Auflage nur kurze Zeit verstrich. In vergleichbarer 
Lage verlangt § 31 VII 2 VwVfG kein erneutes besonderes Ver­
walrungsverfahren, sondern erlaubt, eine von der Behörde ge­
setzte Frist, die bereits abgelaufen ist, rückwirkend zu verlän­
gern. Anders als der Widerruf nach § 49 VwVfG wirkt diese 
Entscheidung sogar ex tune. Für § 31 VB 2 spielt es keine Rolle, 
ob die Behörde nach dem Fristablauf aus der Verfristung bereits 
Konsequenzen gezogen hat, wie im obigen Beispiel den Widerruf 
der Genehmigung. Der Wortlaut erfaßt auch diesen Fall. Ob die 
Behörde erst nach dem Fristablauf über den Widerruf entschei­
det, oder ob sie dieselbe Folge zugleich mit der Fristsetzung an-
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ordnet ("Hiermit widerrufe ich die Ihnen erteilte Genehmigung 
mit Wirkung vom 1. des kommenden Monats, sofern Sie nicht 
bis zu diesem Tag die Auflage ... erfüllen"), macht keinen ent­
scheidenden Unterschied. 

Besondere Verfahren dienen nicht immer nur einer umfassen­
den Informationsbeschaffung der Genehmigungsbehörde, son­
dern können zum Schutz bestimmter Rechte Mitwirkungshand­
lungen, z: B. anderer Verwaltungsträger. vorsehen. Hätte im 
obigen Baudispensbeispiel die Baugenehmigung rechtmäßig von 
einer zwingenden Norm eines Bebauungsplans befreit, wäre das 
durch § 36 I 1 BauGB geforderte Einvernehmen der Gemeinde 
zuvor hergestellt worden. Soll ein Widermf dieser Genehmigung 
widerrufen werden, stünde § 36 I 1 BauGB nicht entgegen: Das 
einmal erteilte Einvernehmen liegt vor, solange die Gemeinde 
nicht eine Anderung ihrer Auffassung erklärt. 

Auch der Widerruf eines belastenden Widerrufs ist also grund­
sätzlich zulässig. Es steht im behördlichen Ermessen, stattdessen 
einen begünstigenden Verwaltungsakt erneut zu erlassen. Die 
materiellrechtlichen Voraussetzungen für den Neuerlaß müssen 
aber in beiden Fällen erfüllt sein. Wenn für den Neuerlaß des 
Verwaltungsaktes ein besonderes Verwaltungsverfahren vorge­
schrieben ist, darf die Ermessensentscheidung. um eine effektive 
Verwaltung zu gewährleisten, zugunsten des Widerrufs ausfallen, 
sofern die nochmalige Durchführung des besonderen Verfahrens 
keine neuen Erkenntnisse erwarten läßt. 

IV. Sonderfall: Widerrufeines Widerrufs eines rechtswidri­
gen Verwaltungsakts 

Dem Wortlaut des § 49 VwVfG zuwider kann ausnahmsweise 
auch ein rechtswidriger Verwaltungsakt widerrufen werden, 
nämlich dann, wenn die Aufhebung nicht wegen der Rechtswid­
rigkeit erfolgr", Denn ein rechtswidriger Verwaltungsakt soll 
keinen höheren Bestandsschutz genießen als ein rechtmäßiger". 

1. Widernifeines hegüllSligenden Widerrufs? 

Gesetzt den Fall, die Behörde verpflichtet ermessensfehlerhaft 
den ersten von zwei Störern zur Gefahrbeseitigung. Später er­
scheint es unsicher, ob dem Srörer dies gelingen wird, beispiels­
weise weil er erkrankt ist. Hier kann die Behörde seine Inan­
spruchnahme nach § 49 I VwVfG widerrufen. d. h. sie darf unter­
stellen, der ursprüngliche Verwaltungsak t sei rechtmäßig gewe­
sen. Gegen einen Widerruf dieses Widerrufs, etwa wenn der Stö­
rer gesundet, spricht das Gesetzmäßigkeitsprinzip: Der ermes­
sensfehlerhafte Verwaltungsakt, den der zweite Widerruf aufle­
ben ließe, wäre immer noch rechtswidrig. Treten nach dem er­
sten Widerruf aber Umstände ein, die jetzt eine erstmalige Inan­
spruchnahmeverfügung rechtfertigen könnten, darf der erste Wi­
derruf nach § 49 11 VwVfG widerrufen werden. Der durch die 
Widerrufstatbestände des § 49 II vorgesehene Vertrauensschutz 
verbietet dann einen bloßen Neuerlaß des ursprünglichen Ver­
waltungsakts allein nach den für diesen maßgeblichen Bestim­
mungen (vgl. oben IIJ I). 

2. Widerrufeinesbelastenden Widerrufs? 
War z. B. eine Baugenehmigung unter rechtswidriger Befrei­

ung von einer zwingenden Vorschrift erteilt, kann die Behörde 
sie widerrufen, wenn ein Widerrufstatbestand des § 49 Il VwVfG 
vorliegt. Die Behörde darf unterstellen, der ursprüngliche Ver­
waltungsakt sei rechtmäßig gewesen. Ein anschließender Neuer­
laß eben dieser Genehmigung nach den für dir' Befreiung gelten­
den Vorschriften käme nicht in Betracht. Der Gesetzmäßigkeits­
grundsatz spricht auch dagegen, durch nochmaligen Widerruf die 
rechtswidrige Baugenehmigung ins Leben zurückzurufen. Im­
merhin ließe sich vorstellen, daß dies zwecks (nachträglichen) 
Vertrauensschutzes ausnahmsweise zulässig wäre. Das Gesetz­

29) Kopp, (0. Fußn. 7), § 49 Rdnr. 3 i. V. mit § 48 Rdnr. 3 und BayVBl 
1980. 97 (104f.). 

30) Steieens-Sains (0. Fußn. 1), § 48 Rdnr. 1; vgl. auch Hansmann, in: 
Landmann-Rohmer, UmweltR (Stand 1. 10. 1991), § 21 BlmSchG 
Rdnr.27. 

31) Vgl. auch § 811 der 9. BlmSchV v. 18.2. 1977, BGBI 1,274. 
32) Z. B. B VerwG, NVwZ 1987, 498 (499); 0 ve .\lünseer. NVwZ 

1986, 583; Kopp (0. Fußn. 7), § 49 Rdnr. 7; krit. ove Münseer. NVwZ 
1988,942 (943); Obermayer, VwVfG, 2. Auf]. (1990). § 49 Rdnr. 7. 

33) Klappstein (0. Fußn. 7), § 49 Rdnr. 2.3 und § 48 Rdnr. 2.3. 
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mäßigkeitsprinzip hatte hier nicht zwingend geboten, den rechts­
widrigen Dispens zu beseitigen. Die Behörde hatte ihr Widerruf­
sermessen zu Lasten des Bestandsschutzes ausgeübt. Vereinzelt 
mag es gerechtfertigt sein, der Behörde durch zweiten Widerruf 
eine dem Adressaten günstigere Ermessensentscheidung zu erlau­
ben, etwa wenn Zweckmäßigkeitsgesichtspunkte. die für den er­
sten Widerruf bestimmend waren, sich später als unmaßgeblich 
darstellen. Allerdings muß die Behörde dann beachten. daß eine 
rechtswidrige Baugenehmigung auflebt: Um ein Ermessensdefi­
zit zu vermeiden, muß sie die ursprüngliche Genehmigung auf 
ihre Rechtmäßigkeit prüfen und darf diese nicht, anders als beim 
ersten Widerruf, unterstellen. 

Wurde eine rechtswidrige immissionsschutzrechtliche Geneh­
migung widerrufen (§ 21 I BImSehG) und treten danach Tatsa­
chen ein, die eine Genehmigung ermöglichen könnten, ist ein 
zweiter Widerruf unzulässig. Er würde das besondere Verwal­
tungsverfahren umgehen, das § 10 ß1mSchG für einen Neuerlaß 
vorschreibt; anders als oben beim Widerruf des Widerrufs eines 
rechtmäßigen Verwaltungsakts hatte es hier nie ein Verfahren 
gegeben, das in eine rechtmäßige Genehmigung mündete. 

V. Widerruf einer Rücknahme? 

Vereinzelt findet sich die Annahme, § 49 VwVfG schließe 
nicht aus, auch die rechtmäßige Rücknahme eines Verwaltungs­
akts zu widerrufen:", Hier gehen weitgehend die Übcrlcgungcu 
zum Sonderfall des Widerrufs eines Widerrufs eines rcrhtswidri­
gen Verwaltungsakts (oben IV) entsprechend. 

Hatte die Behörde ermessensfehlerhaft den ersten von zwei 
Störern in Anspruch genommen und wegen dieser Hechtswidrig­
keit den Verwaltungsakt später zurückgenommen, verbieten es 
Gesetzmäßigkeit und Vertrauensschutz. durch Widerruf der (be­
günstigenden) Rücknahme den rechtswidrigen belastenden Ver­
waltungsakt erneut ins Leben zu rufen. Zulässig ist ein neuer 
Widerruf dagegen, wenn sich nach der Rücknahme die Sachlage 
änderte und nunmehr auch die Inanspruchnahme des ersten Stö­
rers ermessensfehlerfrei wäre. Dieser darf herangezogen werden, 
allerdings nur unter den Voraussetzungen des § 4'J 11 VwVft;. 
Ein Neuerlaß der polizeilichen Verfügung ohne Rücksicht auf 
den gesetzlich angeordneten Vertrauensschutz ist also nicht er­
laubt: Hat die Behörde einmal einen begünstigenden Verwal­
tungsakt, hier die Rücknahme, erlassen, ist selbst bei Änderung 
der Sachlage Bestandsschutz zu gewähren, § 4911 Nr. 3 VwVft;. 

Wird ein rechtswidriger Baudispens rechtmäßig zurückgc­
nornmen, spricht der Gesetzmäßigkeitsgrundsatz ebenfalls dage­
gen, durch neuerlichen Widerruf die rechtswidrige Baugenehmi­
gung erneut ins Leben zu rufen. Nur ausnahmsweise ist dies 
zwecks (nachträglichen) Vertrauensschutzes zulässig: Das Ge­
setzmäßigkeitsprinzip hatte hier nicht zwingend geboten, den 
rechtswidrigen Dispens zu beseitigen. Die Behörde hatte ihr 
Rücknahmeermessen zu Lasten des Bestandsinteresses aru Dis­
pens ausgeübt. Vereinzelt mag sie aus Zweckmäßigkeitsgesichts­
punkten ihre Ermessensentscheidung durch neuerlichen Widerruf 
zugunsren eines gesetzmäßigen Bestandsschutzes ändern dürfen. 

Wurde eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung wegen 
Rechtswidrigkeit zurückgenommen und treten danach Tatsachen 
ein, die eine Genehmigung ermöglichen, darf durch Widerruf der 
Rücknahme das besondere Verwaltungsverfahren des § 10 
ß1mSchG nicht umgangen werden (vgl. oben IV). 

VI. Ergebnisse 

Der Widerruf eines rechtmäßigen Verwaltungsakts kann nach 
§ 49 VwVfG widerrufen werden. Der ursprüngliche Verwal­
tungsakt lebt dadurch ex nunc auf Begünstigte der erste Wider­
ruf, so muß zum Schutz des Interesses am Fortbestand dieses 
Widerrufs § 49 11 VwVfG angewendet werden. Dieser Vertrau­
ensschutz darf nicht durch bloßen Neuerlaß des ursprünglichen 
Verwaltungsakts gefährdet werden. Belastete der erste Widerruf, 
steht dessen Widerruf im behördlichen Ermessen. Hier verbietet 
kein Bestandsinteresse. den ursprünglichen Verwaltungsakt nach 
den für diesen maßgeblichen Vorschriften neu zu erlassen. Die 
Ermessensvorschrift § 491 VwVfG kann aber erlauben. aus 
Gründen der Effektivität der Verwaltung auf ein gegebenenfalls 
vorgeschriebenes besonderes Verfahren zum Neuerlaß zu ver­
zichten. 

MitreilutJgen 

Wird ausnahmsweise ein rechtwidriger Verwaltungsakt nach 
§ 49 VwVft~ widerrufen, steht einem neuerlichen Widerruf re­
gelmäflig die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung entgegen. Glei­
ches gilt fiir den Widerruf einer Rücknahme. Sollten im Einzelfall 
die Voraussetzungen des § 49" Nr. 3 VwVfG vorliegen, kann 
ein neuerlicher Widerruf ausnahmsweise zulässig sein, wenn da­
durch nicht besondere Verfahrensvorschriften umgangen wer­
den, die beim Neuerlaß des ursprünglichen Verwaltungsakts ein­
zuhalten ge w esen wären. Die Rücknahme einer Rücknahme oder 
eines Widerrufs ist unter den Voraussetzungen des § 48 VwVft; 
erlaubt. 

34) SIellw" (0. Fußn. 24). § 4R Rdnr. 51.; anders Slellw"·S"d,, (0. 
Fußn. I). § 4RRdnr. 173; die Möglichkeit des Widerrufs einer Rücknahme 
ausdrücklich ablehnend Il'Cl/fT-&d,o( (0. Fußn. 2). § 53 IV g 3. S. 459. 


